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Kooperation zum Wohl des Kindes 
Zur Zusammenarbeit von Erziehungsberatung und anderen Diensten und Einrichtungen1 
1. Einleitung 
Zuweilen kann man den Eindruck gewinnen, dass Beratung 
in den Augen mancher Protagonisten dann auf der Höhe der 
Zeit zu sein scheint, wenn Berater/innen sich nicht mehr in 
den Beratungsstellen aufhalten, sondern draußen, „im Feld", 
ihrer Aufgabe nachgehen. Ebenso wird die Weitergabe von 
Daten zuweilen zu einem Merkzeichen für eine in der Ju-
gendhilfe angekommene Erziehungsberatung erhoben. Nun 
verpflichtet gar das SGB VIII zur „Information des Jugend-
amts" (§ 8 a Abs. 2) wenn das Wohl junger Menschen in 
Rede steht. Dies ist Anlass, den Bedingungen der Koopera-
tion von Erziehungsberatung und anderen Diensten und Ein-
richtungen grundsätzlicher nachzugehen. 
II. Geschützter Raum als Voraussetzung 
Die Probleme eines Kindes, die Probleme, die ein Kind Er-
wachsenen macht, sind nicht nur die seinen. Ein Kind ist auch 
die Antwort auf die Fragen seiner Eltern und sein Verhalten 
aus dem Kontext der Familie heraus zu verstehen. Wenn 
Eltern also Rat im Umgang mit ihren Kindern suchen, ist die 
Interaktion zwischen beiden nachzuzeichnen und sind die 
Gefühle zu verstehen, die mit ihr auf Seiten des Kindes und 
bei den Eltern verbunden sind. Eltern müssen also, um ei-
nen neuen Zugang zu ihrem Kind zu gewinnen, Eigenes preis-
geben, Situationen, die ihnen peinlich sind, und Emotionen, 
die Scham auslösen. Berater/innen, die dabei den Prozess 
des Verstehens fördern wollen, dürfen die Äußerungen der 
Klient/inn/en nicht nur kognitiv verarbeiten, sondern müs-
sen in der Beratungsbeziehung auch sich selbst als Person, 
quasi als Resonanzboden für die Interaktionen der Familie, 
zur Verfügung stellen. Es ist erforderlich, dass sie ihre Wahr-
nehmungen und Gefühle zulassen und diese wieder einbrin-
gen in das Gespräch, das sie mit den Eltern führen. Eine 
Beratungssituation macht also nicht nur die Eltern, sondern 
auch die Berater/innen verletzlich. 
Intime Gespräche aber führt niemand in der Öffentlichkeit. 
Sie brauchen einen geschützten Raum, in dem die Anforde-
rungen des sozialen Austauschs gelockert werden können 
und niemand mehr sein Gesicht wahren muss. Die Bedin-
gung solcher helfenden Gespräche ist- wie man sagen kann 
- die Suspendierung der sozialen Wirklichkeit. Das Verste-
hen der Innenwelt hat ein Abschotten der Außenwelt zur 
Voraussetzung. Hier liegt der fachliche Grund für die Zu-
rückhaltung von Beratungsstellen gegenüber außenstehen-
den Dritten. 
Diesem fachlichen Motiv des Schutzes der Innenwelt der 
Ratsuchenden entspricht ein rechtliches Korrelat: nämlich 
JAm 
die Verpflichtung zum Schutz des Privatgeheimnisses der 
Personen, die um Hilfe gebeten haben. Beratungsfachkräfte 
sind bei Strafe eines möglichen Gefängnisaufenthalts genö-
tigt, über die Inhalte einer Beratung zu schweigen (§ 203 
Abs. l Nr. 4 StGB). 
III. Kindesschutz und Beratung 
Nun aber hat der Gesetzgeber bei der letzten Novellierung 
des SGB VIII in § 8 a eine Vorschrift eingefügt, die diesem 
Grundsatz zu widersprechen scheint. Nach einigen spekta-
kulären Fällen von Gefährdung des Kindeswohls, bei denen 
Kinder auch zu Tode gekommen sind, ist der Schutzauftrag 
der Jugendhilfe deutlich präzisiert worden. Galt bis dahin 
schon aus § l SGB VIII, dass Jugendhilfe, „Kinder und Ju-
gendliebe vor Gefahren für ihr Wohl" ·zu schützen hat, ist 
nun genauer definiert, wie dieser Schutz durch die Fachkräfte 
erreicht werden soll. 
Nämlich durch zwei Prinzipien, die der Gesetzgeber expli-
zit definiert hat: 
1. Das erste Prinzip legt die Verpflichtung fest, bei einer 
möglichen Gefährdung des Wohls eines Kindes oder Ju-
gendlieben, das Risiko dieser Gefährdung im Zusammen-
wirken mehrerer Fachkräfte abzuschätzen. 
2. Das zweite Prinzip bezieht die Fachkräfte der freien Ju-
gendhilfe in diese Verpflichtung ein.2 
Während im ersten Fall die Aufgabe des Jugendamts struk-
turiert wird, wenn ihm gewichtige Anhaltspunkte für eine 
Gefährdung des Kindeswohls bekannt werden, wird im zwei-
ten Fall der zu gewährleistende Schutz auf Einrichtungen und 
Dienste ausgedehnt, die sich im Regelfall in Trägerschaft frei 
gemeinnütziger Verbände befinden. Für Beratungsstellen 
folgt daraus, dass immer dann, wenn eine Beratungsfachkraft 
bezogen auf ein Kind oder einen Jugendlieben um dessent-
willen eine Beratung erfolgt, gewichtige Anhaltspunkte er-
fährt, nach denen sein Wohl mit einiger Wahrscheinlichkeit 
gefährdet ist, - sei es, dass dieses Kind selbst in der Bera-
tungsstelle vorgestellt worden ist, oder sei über es nur be-
richtet worden - eine Fachkraft nicht allein das Maß der 
Der Verf, ist Gesch>iftsführer der Bundeskonferenz für Erziehungsberatung 
(bke) e . V., Fürth. 
Überarbeitete Fassung eines Vortrags, gehalten am 27. September 2006 in 
Leipzig. 
Me11ne, Kindesschutz in der Beratung, in: Jordan, Kindeswohlgefährdung -
Rechtliche Neuregelungen und Konsequenzen für den Schutzauftrag der 
Kinder- und Jugendhilfe, 2006, S. 149 (159); bke, Beratung und Kindes-
schutz, 2006, S. 23. 
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Gefährdung beurteilen soll. Die Abschätzung des Gefähr-
dungsrisikos muss vielmehr im Zusammenwirken mehrerer 
Fachkräfte erfolgen. 
Schon hier könnte eine Notwendigkeit zur „Kooperation" 
abgeleitet werden. Doch Kooperation, der hier nachgegan-
gen wird, soll immer heißen: eine Zusammenarbeit mit an-
deren Diensten und Einrichtungen; nicht das Zusammenwir-
ken innerhalb der eigenen Beratungsstelle. Und genau auf 
diesen Punkt einer Kooperation läuft die Vorschrift zur 
Wahrnehmung des Kindesschutzes in der Jugendhilfe letzt-
lich hinaus: Wenn nämlich eine Fachkraft nach Beratung mit 
anderen Fachkräften, von denen mindestens eine mit The-
men der Gefährdung des Kindeswohls Erfahrung haben 
muss, eine Hilfe für das Kind für erforderlich hält, die von 
den Eltern (allgemeiner: den Personensorgeberechtigten) 
aber nicht angenommen wird, dann muss die Fachkraft das 
Jugendamt informieren(§ 8 a Abs. 2 S. 2 SGB VIII). Das-
selbe gilt auch dann, wenn Eltern eine Hilfe angenommen 
haben - sich etwa schon in einer Beratung befinden-, aber 
diese Beratung nicht ausreichend erscheint, um das Kind vor 
einer Gefahr für sein Wohl zu schützen. Auch dann muss die 
Fachkraft das Jugendamt informieren . (Dabei treffen diese 
Pflichten Beratungsfachkräfte in freier Trägerschaft nicht 
direkt, qua Gesetz, sondern als Folge einer Vereinbarung, die 
das Jugendamt mit dem Träger der Beratungsstelle schlie-
ßen muss.)3 
Die Beratungsfachkräfte werden hier zur Einschaltung einer 
Instanz verpflichtet, der gegenüber sie andererseits aber das 
Privatgeheimnis der Ratsuchenden bewahren müssen. Auch 
das Jugendamt als gesamtverantwortliche Instanz nach § 69 
SGB VIII im Sinne des Vertrauensschutzes ist ein „Dritter", 
dem gegenüber die Angelegenheiten der Beratenen geschützt 
werden müssen. Der Beratungsfachkraft scheint also eine 
Pflicht zur Kooperation auferlegt, die ihren fachlichen Pflich-
ten widerspricht. 
Betrachtet man diese Situation jedoch genauer, so eröffnet 
sich ein neuer Blick auf das Thema Kooperation. Denn der 
Handlungsgrund für die Weitergabe der Informationen liegt 
nicht in einer der Beratung als solchen äußerlichen, bloß 
rechtlichen Informationspflicht. Wenn ein Kind oder Jugend-
licher sich in Beratung befindet und es gewichtige Anzei-
chen für eine Gefährdung seines Wohls gibt, so wird eine 
Beraterin oder ein Berater diese Situation zunächst im Fach-
team der Erziehungsberatungsstelle vorstellen. Dies ent-
spricht schon den „Grundsätzen fachlichen Handelns", wie 
sie der Deutsche Arbeitskreis für Jugend- , Ehe- und Famili-
enberatung formuliert hat. 4 Eine Weitergabe von Daten 
kommt erst in Betracht, wenn aus fachlicher Sicht zwei Fest-
stellungen zu treffen sind. Nämlich: 
• das Wohl des Kindes oder Jugendlieben ist gefährdet und 
zweitens 
• die fachlichen Mittel, die der Beraterin im Rahmen der 
Beratung zur Verfügung stehen, reichen nicht aus, um die 
Gefährdung des jungen Menschen abzuwenden. 5 
Damit löst nicht eine abstrakte Rechtspflicht die Informati-
on des Jugendamts aus, sondern zwei fachliche Feststellun-
gen führen zu dem Schluss: Dieses Kind befindet sich in einer 
für es schwierigen, ja bedrohlichen Situation, die ich selbst 
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als Beraterin zu seinen Gunsten nicht verbessern kann, die 
aber einer Besserung dringend bedarf. Das Setting der Be-
ratung wird dann um des Wohls des Kindes willen verlassen 
und die Weitergabe der Information an das Jugendamt er-
folgt in Fortsetzung des ursprünglichen Hilfeauftrags für das 
Kind. Man kann auch sagen: Die Kooperation muss gesucht 
werden, weil nur durch die Einschaltung anderer - hier des 
Jugendamts - der Hilfezweck erreicht werden kann. Die in 
einem ersten Hinsehen den Beratungszweck störende Pflicht 
zur Information erweist sich tatsächlich als ein Mittel, den 
Zweck der Beratung zu erreichen. Die Verwobenheit von 
Beratung und Kooperation die sich hier bereits andeutet, wird 
im Kontext von Trennung und Scheidung noch deutlicher. 
IV. Kooperation der Scheidungsprofessionen 
Die Zahl der Kinder und Jugendlichen, die von der Schei-
dung ihrer Eltern betroffen sind, nimmt seit etlichen Jahren 
in Deutschland kontinuierlich zu . Der früher einmal auf 
Dauer geschlossene Bund der Ehe wird für viele Paare heu-
te zu einem Vertrag auf Zeit. Erwachsene haben damit einen 
deutlichen Zugewinn an Freiheit zu verzeichnen, ist doch die 
Wahl einer/eines Partnerin/Partners nicht mehr mit der End-
gültigkeit des „bis der Tod Euch scheidet" verbunden. Für 
die betroffenen Kinder freilich kann die Trennung ihrer El-
tern nicht in gleicher Weise als ein Zugewinn an Lebenschan-
cen gelten . Sie müssen die Konflikte vor der Trennung, den 
dann eintretenden Verlust eines Elternteils und oft auch die 
anhaltenden Kämpfe nach der Scheidung verkraften. Dabei 
können sie durch Erziehungsberatung unterstützt werden: 
Der Anteil der Kinder und Jugendlichen, die von der Schei-
dung ihrer Eltern betroffen waren, ist in den letzten Jahren 
in den Beratungsstellen kontinuierlich gestiegen und die 
Arbeit mit Scheidungskindern ist zur Normalität in der Be-
ratung geworden. 
Da~u hat auch die Kindschaftsrechtsreform beigetragen, die 
den Scheidungsverbund aufgelöst, also die gerichtliche Ent-
scheidung über das künftige elterliche Sorgerecht von der 
Auflösung der Ehe selbst getrennt hat. Seitdem bleibt das in 
der Ehe geltende gemeinsame Sorgerecht auch nach der 
Scheidung erhalten. Eltern können im Fall der Scheidung 
allein konkretisieren, wie sie ihre Aufgabe als Eltern in der 
Zukunft wahrnehmen wollen. Dabei haben sie einen An-
spruch auf Unterstützung durch Beratung (§ 17 Abs. 2 
SGB VIII). 
Mit dieser Regelung wird anerkannt, dass selbst erarbeitete 
Vereinbarungen tragfähiger sind als Entscheidungen, die 
durch Dritte - nämlich das Familiengericht- getroffen wer-
den. Man kann auch sagen: Die Logik der Beratung als eine 
angemessene Form der Entscheidungsfindung ist hier für die 
große Mehrzahl der Scheidungen anerkannt worden. Fortan 
sollten justizielle Entscheidungen über das Sorgerecht nur 
noch für jene Ehen getroffen werden, bei denen die sich tren-
nenden Eltern über das Sorgerecht streiten. 
ISA, Der Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung, 2006; bke, Berntung und 
Kindesschutz (Fn . 2). 
4 Deutscher Arbeitskreis für Jugend- , Ehe- und Familienberatung (DAKJEF) 
ZfJ 2005, 60. 
5 Me1111e , in: Jordan, Kindeswohlgefährdung (Fn. 2) . S. 149 (159); bke, Bera-
tung und Kindesschutz (Fn . 2), S. 23 . 
Die Erfahrung seit der Kindschaftsrechtsreform hat aber 
gezeigt, dass in vielen Fällen, in denen das Sorgerecht für 
die gemeinsamen Kinder strittig ist, eine Befriedung der 
Situation durch gerichtlichen Beschluss nicht gelingt. Die 
ehelichen Partner, die sich gerade erst entschieden haben, 
auseinander zu gehen, vollziehen innerlich diese Trennung 
nicht, sondern bleiben nach der Scheidung umso heftiger 
aufeinander bezogen. Solche hoch strittigen Eltern ziehen 
neuerdings das fachliche Interesse der Jugendhilfe eben~o 
wie der Familiengerichte auf sich. Denn sie verstehen es, die 
mit ihren Angelegenheiten befassten Institutionen - seien dies 
nun die Jugendämter oder die Familiengerichte, Rechtsan-
wälte oder Beratungsstellen - in ihre Konflikte hineinzuzie-
hen und für die jeweils eigenen Zwecke zu instrumentalisie-
ren. Die familiäre Konfliktdynamik wird dann auf die betei-
ligten Institutionen übertragen.6 
Berater/innen, die mit hoch strittigen Paaren arbeiten und 
deren Ziel es ist, ein ausgewogenes Bild der Situation des 
Kindes zu gewinnen, können dann nicht mehr mit der ge-
wohnten Haltung von Eltern rechnen. Stattdessen kann die 
Verstrickung eines Elternteils in seine eigenen Konflikte zu 
einer feindlichen Einstellung gegenüber der/dem Berater/in 
und der Beratungsstelle führen. Abwertungen und Diffamie-
rungen, auch Grenzüberschreitungen sind dann an der Ta-
gesordnung und werden auch in Schriftsätzen der Anwälte 
an das Familiengericht kommuniziert. Die Vertraulichkeit 
von Beratung, die als eine Bedingung für die Lösung von 
Problemen angesehen wird, wird von den Eltern selbst nicht 
mehr beachtet. Sie machen die Beratung vielmehr zum Ge-
genstand öffentlicher Auseinandersetzungen. Der geschütz-
te Raum von Beratung geht dann yerloren. 
Deshalb muss bei der Arbeit mit solchen hoch eskalierten 
Elternkonflikten das von den Eltern selbst erzeugte Szena-
rio erst so strukturiert werden, dass eine therapeutische Ein-
wirkung allererst möglich ist. Eltern, die von ihren Ängsten, 
Verletzungen oder Interessen geleitet sind, müssen von außen 
gesetzte Regeln erfahren. Dazu zählt z.B. 
• die klare Vereinbarung, wann Informationen aus der Be-
rattrng an das Familiengericht weitergegeben werden; 
• die deutliche Ankündigung, wann die Beratungsstelle auch 
von sich aus a~f das Familiengericht zugeht; 
• die Absprache mit dem Familiengericht, wie viel Zeit für 
den Beratungsprozess zur Verfügung stehen muss. 
Dabei ist weniger interessant, ob diese Regeln vom üblichen 
Setting der Beratung abweichen. Entscheidend ist vielmehr, 
dass Beratungsstellen genötigt sind, neue Bedingungen zu 
setzen, unter denen Beratung in solchen Konstellationen erst 
möglich wird. Ebenso bedarf es der Absprache mit Anwäl-
ten, damit der Beratungsprozess nicht durch neue Schrift-
sätze der Parteien gestört wird. Indem Beratungsstellen be-
ainnen, für die Beratung hoch strittiger Eltern solche Rah-
~enbedingungen gegenüber Anwält/inn/en, Familiengericht 
und den Eltern selbst zu formulieren, setzen sie nicht länger 
nur nach innen die Bedingungen für das Beratungssetting 
fest, vielmehr müssen sie zusammen mit den anderen betei-
ligten Institutionen definieren, unter welchen Bedingungen 
ihre Leistungserbringung erfolgt und auch nur erfolgen kann. 
Durch solche Absprachen wird dann nicht nur die Beratungs-
stelle selbst gebunden, sondern ebenso die anderen Institu-
tionen, die notwendige Voraussetzungen von Beratung re-
spektieren müssen. 7 
Die Kooperation zwischen den Institutionen wird bei hoch 
strittigen Eltern zu einer Bedingung, unter der eine gelingen-
de Beratung allererst möglich wird. Die Bundeskonferenz 
für Erziehungsberatung hat sich deshalb im Rahmen der 
Reform des Gesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
dafür eingesetzt, dass neben der vorgesehenen Möglichkeit, 
Beratung durch den Familienrichter anzuordnen (§ 165 
Abs. 4 FamFG-E), die den Eltern die Erwartung des Gerichts 
verdeutlicht, sich einem Beratungsprozess zu unterziehen, 
auch die Option erhalten bleibt, dass familiengerichtliche 
Verfahren zum Zwecke der Beratung für einen definierten 
Zeitraum auszusetzen(§ 52 FGG). 8 
V. Scheidung als Leitindikator der Hilfen zur 
Erziehung 
Die Notwendigkeit der Kooperation von Erziehungsberatung 
und anderen Diensten und Einrichtungen erweist sich nicht 
nur in den genannten Grenzfällen. Scheidung ist längst nicht 
mehr das individuelle Ereignis, als das es den Beteiligten 
erscheinen muss. Jährlich erleben etwa 2 % der Minderjäh-
rigen die Scheidung ihrer Eltern. Bis zur Volljährigkeit sind 
knapp 20 % aller jungen Menschen betroffen. Die Erzie-
hungs- und Familienberatung hat die Anforderungen, die sich 
daraus für sie ergeben, aufgenommen und seit In-Kraft-Tre-
ten des SGB VIII einen fachlichen Diskurs zu Trennung und 
Scheidung geführt, der immer neue fachliche Angebote für 
diese Adressatengruppe hervorgebracht hat.9 
Für die anderen Hilfen zur Erziehung gilt dies nicht in glei-
cher Weise. Hier standen Themen wie Neue Steuerung, Fle-
xibilisierung erzieherischer Hilfen und Sozialraumorientie-
rung im Vordergrund. rn Dabei wurden die betroffenen Kin-
der und Jugendlichen vor allem als durch die Armut ihrer 
Lebenslage gekennzeichnet wahrgenommen. Gleichwohl 
wird auch der Bedarf für die anderen Hilfen zur Erziehung 
durch die familiale Situation in der Herkunftsfamilie der 
jungen Menschen (mit)erzeugt. Seit Beginn der Jugendhil-
festatistik im Jahr 1951 bildet sich bei den neu begonnenen 
Heimunterbringungen ein kontinuierlicher Anstieg des An-
teils derjenigen Kinder ab, die von der Trennung oder Schei-
dung ihrer Eltern betroffen sind. Im Jahr 2003 betrug der 
Anteil der Kinder Alleinerziehender und der Stiefkinder -
also von Kindern, die in ihrer Mehrzahl eine Trennung oder 
Scheidung ihrer Eltern erlebt haben - an allen neu begonne-
nen Fremdunterbringungen bereits 70 %. Dem kontinuierli-
chen Anstieg ihres Anteils liegt eine deutliche Zunahme die.-
ser modernen" Kinder in der Bevölkerung selbst zugrun-
de: Zwischen 1993 und 2003 ist der Anteil der Stiefkinder 
und Kinder Alleinerziehender von 15 auf20 %, also um ein 
Bke ZFJ 2005, 477. 
Bke ZfJ 2005, 477. 
8 Bke ZKJ 2006, 154. 
9 Menne!Schilling!Weher, Kinder im Scheidungskonflikt- Beratung von Kin-
dern und Eltern bei Trennung und Scheidung, 1993; Weber/Sclzilling (Hr.g.), 
Eskalierte Elternkonflikte. Beratungsarbeit im Interesse des Kindes bei hoch 
strittigen Trennungen, 2006. 
1 O Trede, Hilfen zur Erziehung, in: Ottoffhiersch, Handbuch Sozialarbeit So-
zialpädagogik, 2001, S. 787. 
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Drittel gestiegen. Die Fremdunterbringungen rekrutieren sich 
aus einer kleinen, aber stetig steigenden Gruppe von Min-
de1j ährigen. 11 
Die fami liale Belastungssituation für Kinder durch den Ver-
lust eines Elternteils und den Zugewinn eines diesen erset-
zenden, neuen Elternteils schlägt sich - gegenüber Kindern, 
die bei ihren leiblichen Eltern aufwachsen - in einer zehn 
Mal höheren Inanspruchnahme von Heimerziehung durch 
Kinder Alleinerziehender nieder. Die Inanspruchnahmequote 
bei Stiefkindern ist noch einmal um etwa 50 % erhöht. 
Aufenthaltsorte vor der Heimunterbringung 
je 10.000 Minderjährige 
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Es ist die Dynamik der familialen Entwicklung in der Ge-
sellschaft, die den steigenden Bedarf an Fremdunterbringun-
gen hervorbringt. Der Zunahme an Fremdunterbringungen 
kann deshalb nur in dem Maße vorgebeugt werden, in dem 
es gelingt, Lösungen für die Probleme und Konflikte von 
Familien zu entwickeln. 
Es mag konservativ klingen, aber die Daten sind eindeutig: 
Als beste Prävention von Fremdunterbringungen erscheint 
das Aufwachsen der Kinder bei ihren leiblichen Eltern. Ju-
gendhilfe müsste also alles daran setzen, Eltern darin zu 
unterstützen, ihre Partnerschaft, auf die Kinder so offenbar 
angewiesen sind, zu stärken. Dies ist eine ausdrückliche 
Aufgabe nach § 17 Abs. 1 SGB VIII, die jedoch in ihrer 
Bedeutung - für die sonst möglicherweise von einer Schei-
dung betroffenen Kinder, ebenso aber auch für die Kosten-
entwicklung in' der Jugendhilfe - nur zu oft vernachlässigt 
wird. 12 -
Kooperation zum Wohl von Kindern bedeutet daher auch: 
Erziehungsberatung mit ihrem breiten Spektrum der Unter-
stützungsmöglichkeiten für Kinder, Jugendliche und Eltern 
auch und gei·ade bezogen auf mögliche Hilfen außerhalb des 
Elternhauses systematisch als eine präventive Leistung zu 
sehen und einzusetzen. Dazu freilich ist auch eine entspre-
chende Bereitschaft in den örtlichen Jugendämtern bzw. Ju-
gendhilfeausschüssen erforderlich; Kooperation in diesem 
Verstande muss sich in einer klugen Jugendhilfeplanung 
bewähren. 
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VI. Hilfeplanung für andere Hilfen zur Erziehung 
Erziehungsberatung kann freilich auch schon vor solchen 
eher ins Grundsätzliche gehenden Überlegungen auf andere 
Hilfen zur Erziehung bezogen werden, nämlich dann, wenn 
im Einzelfall über Hilfen zu entscheiden ist. 
Wenn man bedenkt, dass jede zweite Fremdunterbringung, 
die im Jahr 2004 neu begonnen wurde, für Kinder und Ju-
gendliche zwischen 12 und 18 Jahren gewährt wurde und 
insbesondere die Inanspruchnahme von Heimerziehung in 
dieser Altersgruppe überdurchschnittlich hoch ist, dann for-
dert das dazu heraus, die Fremdplatzierungen in einer fami-
liendynamischen Perspektive zu betrachten. Gerade in die-
sem Alter haben männliche wie weibliche Jugendliebe die 
Entwicklungsaufgabe, sich von ihren Eltern abzulö:;en uncl 
eine eigene Identität aufzubauen, die ihnen ein selbstverant-
wortliches Leben ermöglicht. Man wird also damit rechnen 
müssen, dass bei den in Aussicht genommenen Fremdunter-
bringungen für diese Altersgruppe häufig eine Ablösungs-
krise zwischen dem oder der Jugendlieben und den Eltern 
vorliegt. Gerade wenn das Potenzial einer Familie zur Lö-
sung eines Beziehungskonflikts nicht ausreicht, streben Ju-
gendliche aus ihrer Familie heraus. In einer solchen Situati-
on kann die Gewährung einer Fremdunterbringung im Ein-
zelfall bedeuten, dass mit einer Herausnahme des jungen 
Menschen aus seiner Familie die i nnerfamiliale Konfliktd y-
namik „agiert" wird. Denn die Dynamik solcher Ablösungs-
krisen ist geeignet, Helfer/innen in die Auseinandersetzung 
zwischen Jugendlichem und Eltern einzubeziehen und sie 
einseitig für eine Seite Partei ergreifen zu lassen. Die Hel-
fer/innen geraten dadurch in die Gefahr, gerade durch die 
Gewährung einer Fremdunterbringung sich in die familia-
len Konfliktstrukturen einzufügen. Dann ist die kosteninten-
sive Hilfe gerade keine Lösung für die jungen Menschen, 
sondern stellt im Gegenteil die Problematik der Familie auf 
Dauer. 13 
Freilich gibt es eine Vielzahl von Situationen, in denen die 
Trennung der/des Jugendlichen von der Familie einen not-
wendigen und hilfreichen Schritt bedeutet. Hier soll nur her-
vorgehoben werden , dass Erziehungsberatung über große 
Erfahrung mit innerfamilialen Konflikten und vor allem Er-
fahrung mit der Veränderung von Konfliktstrukturen in Fa-
milien verfügt. Sie hat damit das Potenzial, in vielen Fällen 
Jugendlichen und ihren Familien zu einer Lösung der Prob-
leme zu verhelfen , ohne dass eine Trennung des jungen 
Menschen von der Familie erforderlich wäre. 
Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe sehen sich 
unter dem Druck knapper finanzieller Spielräume. Hilfe muss 
daher nicht nur wirksam (effektiv) , sondern zugleich wirt-
schaftlich, also effizient, geleistet werden. Für die Hilfen zur 
Erziehung ist es essenziell, eine höhere Passgenauigkeit der 
Hilfen zu erreichen . Nach den Ergebnissen der Jugendhilfe-
Effekte-Studie haben nur 20 % der jungen Menschen die für 
sie „ideale" Hilfe erhalten, 15 % dagegen eine für sie unge-
I J Menne ZfJ 2005, 290 u. 350, 
12 Me1111e/Wd1er ZrJ 1998, 85, 
13 ßke, Erz ie hungsberntun g und Hilfeplanung, in : Information e n flir Erzie-
hun gs be ratungss tellen , 2006, 3 ; auszugswe ise in Z KJ 2006, 506 . 
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eignete Hilfeart. 14 Durch die stärkere Berücksichtigung der 
Dimension der seelischen Entwicklung von Kindern und 
Jugendlichen könnte eine deutlich höhere Passgenauigkeit 
der Hilfen erreicht werden; dazu kann Erziehungsberatung 
einen Beitrag leisten. Individuell passgenaue Unterstützung 
bewirkt zugleich - wie viele Beispiele der Praxis zeigen -
einen Beitrag zur Kostendämpfung im Bereich der Hilfen zur 
Erziehung. 15 
Voraussetzung dafür ist natürlich eine Kooperation zwischen 
Erziehungsberatung und Jugendamt bei der Hilfeplanung für 
die anderen erzieherischen Hilfen. Nach einer Erhebung der 
Bundeskonferenz für Erziehungsberatung haben Beratungs-
stellen im Jahr 2003 an der Hilfeplanung für bereits mehr 
als 12.000 Kinder und Jugendliche mitgewirkt. Wenn man 
davon ausgeht, dass zusätzliche fachliche Kompetenz ins-
besondere bei als schwierig eingeschätzten Fällen und bei 
Fällen mit hoher Kostenwirkung, also insbesondere Heim-
erziehung, hinzugezogen wird, dann hat die Erziehungsbe-
ratung bei etwa einem Viertel der neu begonnenen Fremd-
unterbringungen mitgewirkt. 
Etliche Kommunen beziehen inzwischen die Erziehungsbe-
ratung regelmäßig in die Hilfeplankonferenzen ein und stel-
len damit die Kooperation bei der Hilfeplanung auf Dauer. 
Die Berliner Bezirke sind einen Schritt weitergegangen: Im 
Rahmen ihrer Bemühungen um Kostensenkung bei den Hil-
fen zur Erziehung haben sie seit 2003 die Erziehungs- und 
Familienberatungsstellen st~rker in die Hilfeplanung einbe-
zogen. Mit individuellen Abweichungen zwischen den Be-
zirken gilt seitdem die Regel, dass bei jeder beabsichtigten 
Gewährung einer Fremdunterbringung für Jugendliche ab 
etwa 15 Jahren die Jugendlichen und ihre Familien bis zu 
fünf Gespräche in der Erziehungsberatungsstelle führen sol-
len. Auf der Basis dieser Gespräche geben die Beratungs-
stellen dann Stellungnahmen ab, ob sie selbst eine Leistung 
für die/den Jugendliche/n erbringen können, ob eine ambu-
lante Hilfe zur Erziehung ausreicht oder ob tatsächlich eine 
Fremdunterbringung angezeigt ist. Nach ersten Auswertun-
gen konnte für etwa ein Drittel der Jugendlichen eine ande-
re Lösung vorgeschlagen werden. Oft haben Beratungsstel-
len auch die Betreuung der jungen Menschen übernommen: 
Hier zeigt sich ein hohes fachliches Potenzial der Erzie-
hungsberatung zu einer niederschwelligen und ambulanten 
Intervention, die zugleich in relevantem Umfang kosten wirk-
sam ist. 16 
VII. Erziehungsberatung und Kindertagesstätte 
Die Kooperation bei der Hilfeplanung hat zwar einen Be-
zugspunkt in einer rechtlichen Regelung, nämlich § 36 
SGB VIII, aber die Beteiligung der Erziehungsberatung er-
folgt aus fachlichen Gründen, wenn das örtliche Jugendamt 
die Kooperation für sinnvoll hält. An anderer Stelle ist der 
Gesetzgeber deutlich weitergegangen. Im Rahmen des Ta-
gesbetreuungsausbaugesetzes (TAG) ist seit 2005 ein neuer 
§ 22 a SGB VIII eingefügt. Er präzisiert die Grundsätze der 
Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen. Bis dahin galt 
allgemein, dass die Fachkräfte der Kindertagesstätten mit den 
Erziehungsberechtigten der Kinder, die in die Einrichtung 
aufgenommen worden sind, „zum Wohl der Kinder zusam-
menarbeiten" sollen. Diese Verpflichtung der Erzieher/innen 
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zur Zusammenarbeit ist durch das TAG nun konkretisiert 
worden. Sie sollen darüber hinaus „mit anderen kinder- und 
familienbezogenen Institutionen und Initiativen im Gemein-
wesen" kooperieren, und zwar insbesondere solchen der Fa-
milienbildung und Familienberatung (§ 22 a Abs. 2 Nr. 2 
SGB VIII). Auch zur Kooperation mit den Schulen werden 
die Fachkräfte der Tageseinrichtungen verpflichtet. 
Zunächst einmal ist festzuhalten, dass der Gesetzgeber die 
„Betreuung, Bildung und Erziehung", die Kindertagesstät-
ten zu leisten haben, an eine ausgearbeitete pädagogische 
Konzeption bindet (Absatz 1), die er inhaltlich zwar offen 
lässt, die sich aber in einer strukturierten Zusammenarbeit 
• mit Erziehungsberechtigten, 
• mit Familienbildung und Familienberatung sowie 
• mit der Schule 
niederschlagen soll. Diese Regelung hat bisher in der Fach-
diskussion nicht viel Aufmerksamkeit auf sich ziehen kön-
nen. Politisch haben Fragen der Finanzierung der Tagesbe-
treuung im Vordergrund gestanden. Und andere Regelungen 
wie § 8 a SGB VIII zum Kindesschutz sind fachlich ins 
Rampenlicht getreten. Selbst die Kommentatoren zum 
SGB VIII bleiben an dieser Stelle erstaunlich stumm. Nur 
Kunkel 17 erwähnt die Notwendigkeit der Zusammenarbeit mit 
Erziehungsberatungsstellen. 
Deshalb sei zumindest darauf hingewiesen, dass hier kein gut 
gemeinter Ratschlag erteilt wird; es ist dem Gesetzgeber 
schon ernst: „Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen 
(diese Zusammenarbeit) sicherstellen" (Absatz 1). Das heißt, 
es steht weder im Belieben des Jugendamts noch der Träger 
und Fachkräfte der Tageseinrichtungen, ob sie zusammen-
arbeiten wollen. Sie sollen die Kooperation mit der Famili-
enberatung dauerhaft gestalten. Und dies bedeutet natürlich 
im Umkehrschluss, dass Einrichtungen und Dienste, die 
Aufgaben der Familienberatung in der Jugendhilfe wahrneh-
men, sich dieser Kooperation zum Wohl der Kinder nicht 
entziehen können. 
Es liegen in den Beratungsstellen reiche Erfahrungen vor, 
wie die Zusammenarbeit gestaltet werden kann. Zu nennen 
sind: 
• Präventive Angebote der Erziehungsberatung: Also etwa 
Elternabende oder Vorträge zu einzelnen Themen der Er-
ziehung. 
• Fachberatung für Erzieher/innen: Dabei werden in einer 
anonymen Fallbesprechung mit einer Fachkraft der Erzie-
hungsberatung Situationen mit Kindern reflektiert, um für 
die Erzieher/innen neue Handlungsoptionen zu erschlie-
ßen. 
• Empfehlung der Inanspruchnahme von Erziehungsbera-
tung: In Einzelfällen kann es hilfreich sein, dass Erzieher/ 
14 Schmidt u. a„ Effekte erzieherischer Hilfen und ihre Hintergründe. 2002. 
15 Bke, Informationen für Erziehungsberatungsstellen 2006, 3 sowie ZKJ 2006, 
506. 
16 Michelsen, Umsteuerung der Hilfen zur Erziehung , Der Beitrag der Erzie-
hungsberatung, in: Menne/Hundsalz, Jahrbuch für Erziehungsberatung, Bd. 
6, 2006, S, 51. 
17 In: LPK-SGB Vlll, 3. Aufl. 2006, * 22 a Rn . 6. 
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innen Eltern die Inanspruchnahme von Beratung nahe le-
gen. Wenn kontinuierlich Kontakte zur Beratung bestehen, 
kann eine gezielte Weiterverweisung erfolgen. Auch kann 
die Beratungsstelle in der Kindertagesstätte selbst Sprech-
stunden für Eltern anbieten. 
• Zusammenarbeit am „Fall": Wenn ein Kind, das einen 
Kindergarten besucht, in einer Erziehungsberatungsstel-
le vorgestellt worden ist, kann es je nach Sachlage hilf-
reich sein, die Erzieherinnen in die Exploration des Prob-
lems oder auch bei der Umsetzung einzubeziehen. 
Evaluiert man solche Kooperationen zwischen Erziehungs-
beratung und Kindertagesstätten, so zeigt sich eine außeror-
dentliche Wertschätzung der Arbeit der Erziehungsberatung 
durch die Erzieher/innen. In einer von der bke durchgeführ-
ten Untersuchung sind die präventiven Angebote, die ange-
botene Fachberatung und die Beratung von Kindern und 
Eltern im Einzelfall von den Erzieher/innen jeweils mit 
Werten um 90 % als hilfreich oder sehr hilfreich beurteilt 
worden. 18 
Der Gesetzgeber hat mit der neu eingeführten Vorschrift zur 
Zusammenarbeit von Kindertagesstätten und Familienbera-
tung in der Tat eine Regelung „zum Wohl der Kinder" ge-
troffen. Allerdings muss angemerkt werden: Bisher erfolgt 
die Zusammenarbeit zwischen Erziehungsberatung und Kin-
dertagesstätten nur punktuell, mit der einen oder anderen 
Einrichtung. Nun muss die Kooperation, wenn man dem 
Wortlaut des Gesetzes folgt, „sichergestellt", also struktu-
riert geregelt werden. Das erfordert bei etwa 47 .000 Kinder-
tagesstätten und 1.100 Erziehungsberatungsstellen erkenn-
bar neue personelle Kapazitäten in der Beratung. Nur dann 
kann die erhoffte Breitenwirkung auch erzielt werden. 
VIII. Schlussbemerkung 
Psychotherapie ist nicht länger das Paradigma der Erzie-
hungsberatung. Denn.es ist nicht die Methode, die den Cha-
rakter der Leistung bestimmt, sondern der Zweck, zu dem 
sie eingesetzt wird. 19 Und dieser besteht darin, eine dem Wohl 
des Kindes entsprechende Erziehung nicht nur in der Ein-
zelfallarbeit zu ermöglichen, sondern, wie zu sehen war, auch 
in den Kooperationen, die Erziehungsberatung eingeht. Er-
ziehungsberatung ist gehalten, immer dort zu kooperieren, 
wo sie die seelische Entwicklung von Kindern und Jugend-
lichen fördern kann. 
18 ßke, Jugendhilfeplanung für Erziehung"- und Familienberatung, 2001, S. 23. 
19 BSG, Urt , v. 1, September 2003 - B 1 KR 34/0J R; Wie,rner, Psychotherapie 
im Kinder- und Jugendhilferecht, 2007 im Druck. 
Kann die internationale Adoptionsvermittlung nachgeholt werden? 
Anmerkungen zur Entscheidung des VG Saarlouis vom 4. Oktober 20061 
1. Sachverhaltsdarstellung und Problemaufriss 
In seiner Entscheidung vom 4. Oktober 2006 hat das Ver-
waltungsgericht des Saarlands die Ablehnung einer interna-
tionalen Adoptionsvermittlung durch die zentrale Adoptions-
stelle des Landesjugendamts bestätigt. Die Kläger hatten 
zunächst· ohne Einschaltung einer hiesigen Fachstelle die 
Adoption ihres Enkelkindes in der Türkei erwirkt. Im vor-
mundschaftsgerichtlichen Anerkennungsverfahren2 wurde 
deutlich, dass der betreffende Adoptionsbeschluss in 
Deutschland aus verschiedenen Gründen nicht anerken-
nungsfähig sei. Nachdem sie den Anerkennungsantrag zu-
rückgenommen hatten, beantragten die Kläger bei der zu-
ständigen zentralen Adoptionsstelle, das erforderliche inter-
nationale Adoptionsvermittlungsverfahren nachzuholen. 
Dies wurde abgelehnt mit dem Argument, dass eine Adopti-
onsvermittlung schon rein begrifflich nicht mehr möglich sei. 
Da das Kind nach türkischem Recht adoptiert sei, könne auch 
keine Vermittlung mehr erfolgen. Zudem handle es sich um 
eine Großelternadoption, die aus sozialpädagogischer Sicht 
kritisch gesehen werde, zumal die leiblichen Eltern des Kin-
des für dessen Versorgung in der Türkei durchaus zur Ver-
fügung stünden. 
Die Bestätigung der Auffassung der zentralen Adoptionsstel-
le des Landesjugendamts durch das Verwaltungsgericht zeigt, 
dass aus Sicht der in Deutschland zuständigen Fachstellen 
nicht jegliches Adoptionsanliegen im Ausland zu unterstüt-
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zen ist. Gleichwohl wirft die Entscheidung die Frage auf, ob 
das Urteil im Sinne einer Regel zu verstehen ist, dass ein 
einmal im Ausland erwirkter, aus hiesiger Sicht aber nicht 
anerkennungsfähiger Adoptionsbeschluss stets und zwangs-
läufig sämtliche Türen zu einer auch aus deutscher Sicht 
wirksamen internationalen Adoption verschließen muss. Im 
Folgenden soll daher zum einen untersucht werden, ob die 
Entscheidung des Verwaltungsgerichts zutreffend ergangen 
ist. Zum anderen wird der Frage nachgegangen, welche wei-
teren Möglichkeiten ggf. bestünden, um gleichwohl eine aus 
der Sicht des Kindeswohls gebotene internationale Adopti-
on zu erreichen, wo eine solche angezeigt ist. 
II. Die Ablehnung der internationalen Vermittlung 
durch die zentrale Adoptionsstelle 
1. Übernahmeverpflichtung der Landesjugendämter 
als internationale Adoptionsvermittlungsstellen? 
Seit dem 1. Januar 2002 werden die zentralen Adoptions-
stellen der Landesjugendämter als internationale Adoptions-
Der Verf. isl Leiter der zentralen Adoptionsstelle des Bayerischen Landes-
jugendamts im Zentrum Bayern Familie und Soziales, München. De r Beitrag 
gibl ausschließlich seine private Meinung wieder, 
1 Abgedr. in JAmt 2007, 153 in diesem Hefl. 
2 Nach § 2 des Gesetzes über Wirkungen der Annahme als Kind nach auslän-
dischem Recht (Adoptionswirkungsgesetz -AdWirkG). 
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